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Bezirksregierung Düsseldorf 
Flurbereinigungsbehörde 
-Dezernat 33- 

 
Mönchengladbach, 03.09.2012 
Dienstgebäude 
41061 Mönchengladbach 
Croonsallee 36 – 40 
Tel.: 0211/475-9803 
FAX: 0211/475-9791 

 
Flurbereinigung Perrich B 
 
Az.: 33-16021.2 

 

Vorläufige Besitzeinweisung 
 
 
In dem Flurbereinigungsverfahren Perrich B wird hiermit gem. § 65 Flurbereinigungsgesetz 
(FlurbG) die vorläufige Besitzeinweisung angeordnet. 
 
Die Überleitungsbestimmungen vom 03.09.2012 sind Bestandteil dieses Verwaltungsaktes. 
 
1. Diese vorläufige Besitzeinweisung wird mit dem 01.11.2012 wirksam (Stichtag der Wertgleich-

heit gemäß § 44 Abs. 1 Satz 4 FlurbG). Abweichend von diesem allgemeinen Stichtag gehen 
mit dem in den Überleitungsbestimmungen bestimmten Zeitpunkten der Besitz, die Verwaltung 
und die Nutzung der neuen Grundstücke auf die in den Nachweisen zur neuen Feldeinteilung 
benannten Empfänger über. Die bisherigen Besitz-, Verwaltungs- und Nutzungsrechte an den 
alten Grundstücken erlöschen zu den in den Überleitungsbestimmungen angegebenen Zeit-
punkten. Dann müssen anstelle der alten Grundstücke die neuen Grundstücke in Bewirtschaf-
tung genommen werden. 
 
Sonstige Rechtsverhältnisse, insbesondere Eigentumsrechte, bleiben unverändert. 

 
2. Die vorläufige Besitzeinweisung mit Gründen, die Überleitungsbestimmungen und die Karte 

der neuen Feldeinteilung liegen zur Einsichtnahme für die Beteiligten vom 16.10.2012 bis zum 
26.10.2012 aus bei: 
 
• der Stadtverwaltung Wesel,  

Rathaus, Clever-Tor-Platz 1, 46483 Wesel, Zimmer 261 während der Dienststunden in der 
Zeit von 8.00 – 12.00 Uhr (Mo. - Fr.) und von 14.00 – 16.00 Uhr (Mo. – Do.) sowie bei 

• der Stadtverwaltung Rheinberg, 
Stadthaus, Kirchplatz 10, 47495 Rheinberg, Zimmer 247 während der Dienststunden in der 
Zeit von 8.30 – 12.00 Uhr (Mo. – Fr.), von 13.00 – 16.00 Uhr (Mo. – Mi.) und von 13.00 – 
17.00 Uhr (Do.). 

 
Den Teilnehmern wird mit der Ladung zur Offenlegung des 1. Entwurfs des Flurbereinigungs-
plans, der Mitte Oktober 2012 stattfindet, jeweils ein Abdruck der vorläufigen Besitzeinweisung 
mit den Überleitungsbestimmungen und eine Übersichtskarte über die Grundstücke über-
sandt. Die neue Feldeinteilung und die jeweiligen Bodenordnungsverzeichnisse werden in 
dem Offenlegungstermin erläutert. 
 
Beteiligten, die keine Gelegenheit haben, an dem Offenlagetermin zum 1. Entwurf des Flurbe-
reinigungsplanes teilzunehmen, kann die neue Feldeinteilung auf Antrag auch zu einem ande-
ren Zeitpunkt erläutert werden. Entsprechende Anträge sind an die Flurbereinigungsbehörde 
zu richten. 

Öffentliche Bekanntmachung 
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3. Pachtverhältnisse und sonstige Besitzrechte gehen auf die neuen Grundstücke über. Innerhalb 

einer Frist von drei Monaten, vom ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieses Verwal-
tungsaktes) an gerechnet, können mangels einer Einigung zwischen den Vertragspartnern bei 
der Flurbereinigungsbehörde folgende Festsetzungen beantragt werden: 
 
3.1 Angemessene Verzinsung einer evtl. vom Eigentümer zu leistenden Ausgleichszahlung 

für eine dem Nießbrauch unterliegende Mehrzuteilung durch den Nießbraucher (§ 69 Satz 
2 FlurbG). 
 

3.2 Erhöhung oder Minderung des Pachtzinses oder anderweitiger Ausgleiche infolge eines 
eventuellen  Wertunterschiedes zwischen dem alten und neuen Pachtbesitz (§ 70 Abs. 1 
FlurbG) 
 

3.3 Auflösung des Pachtverhältnisses infolge wesentlicher Erschwernisse der Bewirtschaf-
tung des neuen Pachtbesitzes (§ 70 Abs. 2 FlurbG). 

 
Die Anträge zu 3.1 und 3.2 können von beiden Vertragspartnern, der Antrag 3.3 kann nur vom 
Pächter gestellt werden (§ 71 FlurbG). 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Bestimmungen der §§ 34 und 85 Ziffern 5 und 6 FlurbG auch 
nach Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes 
wirksam bleiben. 
 

Gründe 
 
Die Voraussetzungen für den Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung mit Überleitungsbestim-
mungen liegen vor, da die Grenzen der neuen Grundstücke in die Örtlichkeit übertragen worden 
sind, endgültige Nachweise für Fläche und Wert der neuen Grundstücke vorliegen sowie das Ver-
hältnis der Abfindung zu dem von jedem Beteiligten Eingebrachten feststeht. Die neue Feldeintei-
lung wird den Teilnehmern in dem Offenlagetermin zum 1. Entwurf des Flurbereinigungsplans be-
kannt gegeben und auf Antrag an Ort und Stelle erläutert. Beteiligte, die keine Gelegenheit haben, 
an diesem Termin teilzunehmen, können sich die neue Feldeinteilung auf Antrag bei der Flurberei-
nigungsbehörde gesondert erläutern lassen. 
 
Die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand wird durch Überleitungsbestimmungen geregelt 
(§ 65 Abs. 2 FlurbG in Verbindung mit § 62 Abs. 2 und 3 FlurbG). 
 
Die nachteiligen Einwirkungen durch die Sanierung des Banndeiches zwischen Rhein-Strom-
Kilometer 810,4 und 813,5 – linkes Ufer (Bereich Wesel-Büderich) sollen baldmöglich beseitigt 
werden. Es ist den Beteiligten daher nicht zumutbar, den Besitzwechsel erst mit der Ausführung 
des Flurbereinigungsplanes vorzunehmen. 
 
Die an dem Verfahren Beteiligten haben sich darauf eingestellt, dass sie den Besitz an ihren neu 
zugeteilten Grundstücken im Herbst 2012 antreten können. Nach Abwägung aller hier erheblichen 
Umstände entspricht es daher pflichtgemäßem Ermessen, die vorläufige Besitzeinweisung zu er-
lassen.  
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats Klage erhoben werden.  
 

Die Klage ist beim 
 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen 
-9. Senat -Flurbereinigungsgericht- 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster 

 

schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklä-
ren. Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden. 
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Die Frist beginnt mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieses Verwaltungsaktes (§ 115 
Abs. 1 FlurbG). 
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektroni-
schen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein 
Westfalen (ERVVO VG/FG) vom 01.12.2010 (GV NRW. S. 648) eingereicht werden. 
 

Zur Entgegennahme elektronischer Dokumente ist die elektronische Poststelle des Oberverwal-
tungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen bestimmt. Die elektronische Poststelle ist über die 
auf der Internetseite www.justiz.nrw.de bezeichneten Kommunikationswege erreichbar.“ 
 
Hinweis: 
Zur Vermeidung unnötiger Kosten wird angeregt, sich vor der Erhebung einer Klage zunächst mit dem/der zuständigen Ansprechpart-
ner/in bei der Bezirksregierung Düsseldorf in Verbindung zu setzen, da in vielen Fällen etwaige Unstimmigkeiten (z.B. durch kurzfristige 
Änderung des Sachverhaltes, Zahlendreher, Schreibfehler etc.) bereits im Vorfeld einer Klage rechtssicher behoben werden können. Es 
wird darauf hingewiesen, dass sich die Klagefrist durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch nicht verlängert. 

 
 

Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
 
Gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird die sofortige Vollziehung 
dieses Verwaltungsaktes angeordnet mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen ihn keine aufschie-
bende Wirkung haben. 
 

Gründe für die sofortige Vollziehung: 
 
Der Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung liegt im öffentlichen Interesse und im überwiegenden 
Interesse der Beteiligten. Insbesondere liegt es im öffentlichen Interesse, dass eine zügige Abwick-
lung des Flurbereinigungsverfahrens erreicht und die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der land-
wirtschaftlichen Flächen sichergestellt wird. Der tatsächliche Besitzübergang lässt sich durch die 
ineinandergreifenden Besitzregelungen des Flurbereinigungsplanes nur gleichzeitig für alle Betei-
ligten des Verfahrens vollziehen. Diese allgemeinen Vollzugsinteressen überwiegen das Interesse 
von Klägern an der aufschiebenden Wirkung der von ihnen erhobenen Rechtsbehelfe. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung sofortige Vollziehung 
 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung gemäß § 80 Abs. 5 VwGO beantragt werden bei dem Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen –IX. Senat (Flurbereinigungsgericht)-, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Müns-
ter. 
 
 

Im Auftrag 
Gezeichnet 

 
LS 

 
(Huber) 


